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von ihnen geschlossenen Verträgen immer auf die Zivilge-
setze und bestreiten, dass sie den Vertrag nur zum Zwecke
der Steuerumgehung bzw. Steuerhinterziehung abge-
schlossen haben. In solchen Fällen konnte die Finanzbe-
hörde dagegen gesetzlich nicht vorgehen. Die letzten Än-
derungen zielen auch auf die Lösung dieses Problems.
Nach Art. 23.1.6-1 SteuerGB kann nun die Finanzbehör-
de im Falle der Aufdeckung eines sog. Steuerhinterziehungs-
schemas im Rahmen einer Außensteuerprüfung, dessen
Hauptziel die Erlanggng eines Steuerprivilegs ist, die Steu-
ern und Zinsen nach tatsächlichem Wirtschaftserfolg des
Unternehmers berechnen, sowie die Finanzsanktionen
und Ordnungsstrafen bestimmen. Die Begriffe „Steuerpri-
vileg", „Steuerhinterziehungsschema" und „der tatsäch-
liche Wirtschaftserfolg" sind im Art. 13.2.69 bis 13.2.71
SteuerGB definiert. Steuerhinterziehungsschema ist gemäß
Art. 13.2.70 SteuerGB ein Rechtsgeschäft bzw. eine Ope-
ration, das bzw die zum Zwecke der Steuerhinterziehung
geschlossen bzw durchgeführt worden ist. Hat also der
Steuerzahler bei einem Geschäft das Ziel der Steuerhin-
terziehung, stellt dieses Geschäft ein Steuerhinterziehungs-
schema dar. Es besteht im SteuerGB zwar ein Wider-
spruch: Nämlich muss nach Art. 13.2.70 SteuerGB die
Steuerhinterziehung ein  „einfaches" Ziel sein, nach
Art. 23.2.6-1 jedoch ein Hauptziel. Nach der zweiten
Norm wird also ein Steuerhinterziehungsschema erst dann
angenommen, wenn die Steuerhinterziehung nicht eins
der Ziele, sondern genau das Hauptziel des Steuerzahlers
ist. Es ist voraussehbar, dass diese ins Gesetz neueingefügte
Norm in der Zukunft zu einer ernsthaften Auseinander-
setzung zwischen Finanzbehörden und Steuerzahler führen
wird. Nämlich werden Finanzbehörden immer wieder
versuchen, das Ziel des Geschäftes in einer Steuerhinter-
ziehung zu sehen, hingegen werden Steuerzahler behaup-
ten, mit dem Geschäft andere Ziele verfolgt zu haben. Am
Ende werden darüber die Gerichte entscheiden. UE ist
jedoch der ersten Norm mit einem „einfachen Ziel" Vor-
zug zu geben, weil es in meisten Fällen der Finanzbehörde
nicht gelingen wird, das Hauptziel des Steuerzahlers nach-
zuweisen. Nichtsdestotrotz verlangt Art. 3.11 SteuerGB
die Auslegung der im Gesetzt vorhandenen Widersprüche
zugunsten der Steuerzahler, weswegen eher der Hauptziel-
Gedanke angewendet wird.

9.4 Anwendung der Verrechnungspreise

Zur Unterbindung der Kostensteigerung durch künst-
liche Maßnahmen (Verrechnungspreise) wurden in das
SteuerGB neue Art. 13.2.65, 14-1, 16.1.4-1 und 57.4
eingefügt, Art. 16.1.4 wurde geändert. Diese Änderung
hat zum Ziel, die Erbringung der Leistungen, die von
miteinander verbundenen Personen (Unternehmen und
ihre Niederlassungen, Konzernunternehmen usw.) gegen-
seitig erbracht werden und deren Gesamtwert mehr als
500.000 Manat betragen, gemäß dem Marktpreis sicher-
zustellen und das künstliche Senken des zu versteuernden
Gewinns zu verhindern.

9.5 Steueramnestie

Das Gesetz über die „Regulierung der bis zum 1.1.
2017 vorhandenen Schulden von Steuerzahlern" ist der
höchste wirtschaftliche Amnestieakt in der Geschichte

Aserbaidschans. Zwar hat der Gesetzgeber die Steuerschul-
den nicht unmittelbar gestrichen (dies während einer
Wirtschaftskrise zu erwarten, wäre naiv gewesen), sondern
die Zinsen zu den nicht entrichteten Steuern gänzlich, die.
Finanzsanktionen zum Teil gänzlich, zum Teil teilweise
erlassen. Im Folgenden konkret dazu:
• Gemäß Art 59 SteuerGB werden auf Steuerschulden
für jeden Tag Zinsen iHv 0,1 % erhoben. Diese Zinsen
wurden komplett erlassen, unabhängig davon, ob dies-
bezüglich schon ein rechtskräftiges Gerichtsurteil vor-
liegt oder nicht.

• Nach Art. 58.7 SteuerGB wird die Zuwiderhandlung
gegen die Regeln bezüglich des bargeldlosen Zahlungs-
verkehrs mit einer Steuerstrafe iHv 400 bis 6.000 Manat
sanktioniert. Diese Sanktionen wurden unabhängig
vom Vorliegen eines Gerichtsurteils auch gänzlich erlas-
sen.

• Das SteuerGB sieht auch für andere Gesetzesverstöße
unterschiedliche Sanktionen vor, in manchen Fällen
sogar iHv 100 % der Steuerschuld. Diese Sanktionen
wurden teilweise aufgehoben: Sind 30 % der Sanktion
innerhalb Januar 2017 entrichtet worden, wurden 70 %
erlassen; sind 50 % der Sanktion innerhalb Januar-Feb-
ruar 2017 entrichtet worden, wurden 50 % erlassen;
wurden 70 % der Sanktion innerhalb Januar-März 2017
bezahlt, wurden 30 % erlassen.

Es ist darauf zu achten, dass vor Entrichtung der Sanktio-
nen die Steuer selbst gezahlt werden muss, weil gemäß
Art. 88 SteuerGB die. Sanktionen erst nach Zahlung der
Steuer entrichten werden dürfen.

Die aufgrund der Steueramnestie erlassenen Steuer-
schulden betreffen überwiegend staatliche Unternehmen.
Jedoch verfügen auch private Unternehmen aus objekti-
ven (Wirtschaftskrise) und subjektiven (bisherige Duldung
der Nichtsteuerzahlung von Finanzbehörden) Gründen
über erhebliche Steuerschulden. Deshalb wurden viele von
ihnen insolvent oder stehen kurz davor. Die Steueramnes-
tie kann nur einen Teil von solchen Unternehmen retten
und zur Füllung der Staatskasse beitragen. Nichtsdestotrotz
schafft diese Steueramnestie als ein wichtiger Akt einen
aufrichtigen und vertrauenswürdigen Raum zwischen
Staat und Unternehmen.

ElvinJabrayilov, Dipl. Jurist (Aserb.), LL.M.
Eur., Wirt. Jurist (FH) Köln und

Akram Hasanov, Dipl. Jurist (Aserb.), RA (Aserb.), Baku

Schweiz: Steuervorlage 17 — das Nachfolgeprojekt zur
USR III

Nach der Ablehnung des Entwurfs zum Unterneh-
menssteuerreformgesetz III („USR III-Entwurf ̀) in der
Volksabstimmung v 12.2.2017 (vgl. Schreiber/Diefenbacher
IStR-LB 2017, 35 ff.) wurde ein Steuerungsorgan, beste-
hend aus Vertretern von Bund und Kantonen, eingesetzt
und mit der Überarbeitung der Vorlage zur Unterneh-
menssteuerreform beauftragt. Mit dem Ziel, eine mög-
lichst konsensfähige Lösung zu finden, wurden in den
letzten Monaten mehrere Beratungen mit verschiedensten
Interessenvertretern abgehalten.
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Am 1.6.2017 verabschiedete das Steuerungsorgan seine
Empfehlungen zuhanden des Bundesrates für eine aus-
gewogene Steuervorlage 17 („SV17"). Als Zielsetzung
wurden dabei die Sicherung der Standortattraktivität der
Schweiz, eine internationale Akzeptanz der Vorlage sowie
die Ergiebigkeit der Steuererträge definiert. Im Bewusst-
sein um die Dringlichkeit des Reformbedarfs sprach sich
das Steuerungsorgan für eine rasche Erarbeitung und Um-
setzung einer neuen Vorlage aus. Der Bundesrat hat die
formellen Empfehlungen des Steuerungsorgans am 9.6.
2017 überprüft und die Eckwerte der SV17 verabschiedet.
In einem nächsten Schritt wird nun eine Vernehmlas-
sungsvorlage für das Gesetzgebungsverfahren ausgearbeitet
werden.

Die zentralen Empfehlungen des Steuerungsorgans

Die zentralen Empfehlungen des Steuerungsorgans las-
sen sich grob wie folgt darstellen:
• Aufhebung der Regelungen für kantonale Statusgesellschaften

sowie Besteuerung der unter einem privilegierten Besteuerungs-
regime gebildeten stillen Reserven:
'Die Abschaffung der privilegierten kantonalen Steuer-
regimes bleibt ein zentraler Punkt des neuen Entwurfs.
Dabei werden voraussichtlich weiterhin Übergangsrege-
lungen vorgesehen und es kann auch davon ausgegan-
gen werden, dass Regeln zu einer zeitlich beschränkten
gesonderten Besteuerung der unter einem kantonalen
Steuerstatus gebildeten stillen Reserven aufgenommen
werden.

• Einführung einer obligatorischen Patentbox auf kantonaler
Ebene:
Das vorgeschlagene Patentbox-Regime entspricht dem
sog. modifizierten Nexus-Ansatz der OECD, welcher
auch in BEPS Action 5 enthalten ist. Dem Vernehmen
nach wird „Software" nicht in den Anwendungsbereich
der Patentbox fallen.

• Einführung zusätzlicher Abzüge für Forschung und Entwick-
lung fakultativ auf kantonaler Ebene, im Umfang von maxi-
mal 50 %:
Die Einführung eines freiwilligen „Über-Abzugs" für
F&E-Kosten wurde auch in die SV17 wieder auf-
genommen. Verglichen zum USR III-Entwurf ist die
neue Vorlage in diesem Punkt etwas restriktiver, da der
zusätzliche Abzug hauptsächlich auf F&E-Personalkos-
ten (inkl. Zuschlag) beschränkt werden soll.

• Einführung einer obligatorischen Entlastungsbegrenzung von
70 % auf kantonaler Ebene:
Die steuerlichen Ermäßigungen aus Patentbox, „Über-
Abzug" für F&E sowie privilegierter Besteuerung stiller
Reserven dürfen den steuerbaren Gewinn auf kantona-
ler Ebene um maximal 70 % (statt 80 % im USR III-
Entwurf) reduzieren.

• Erhöhung der Dividendenbesteuerung:
Die Teilbesteuerung der Dividenden aus qualifizierten
Beteiligungen (mindestens 10 % des Kapitals) soll, im
Hinblick auf eine gewünschte stärkere Gegenfinanzie-
rung der Vorlage, auf Stufe des Bundes 70 % betragen
und auf Ebene der Kantone und Gemeinden mindes-
tens 70 % (unter dem USR III-Entwurf wäre dies nicht
zwingend für die Kantone, sondern sie hätten die Teil-
bésteuerungsquote nur bei Einführung der zinsberei-
nigten Gewinnsteuer erhöhen müssen).

• Erhöhung des Kantonsanteils an der direkten Bundessteuer
zur Senkung der kantonalen Gewinnsteuersätze (ebenfalls
unter Berücksichtigung von Städten und Gemeinden):
Im Vorfeld der USR III hatte eine Mehrheit der Kanto-
ne Gewinnsteuersatzsenkungen angekündigt. Eine ent-
sprechende Kompensationsmaßnahme in Form der Er-
höhung der Kantonsanteile an der direkten Bundessteu-
er wurde auch in der SV17 beibehalten, jedoch vom
Bundesrat von 21,2 % auf 20,5 % im Vergleich zum
USR III-Entwurf reduziert.

• Erhöhung der Mindestvorgaben des Bundes für die Kinder-
und Ausbildungszulagen um je 30 Franken:
Dieser Punkt war im USR III-Entwurf noch nicht
enthalten und wurde insbesondere aufgenommen, um
die Vorlage mehrheitsfähig zu machen. Sowohl die Kin-
derzulage als auch die Ausbildungszulage werden damit
auf 230 respektive 280 Franken erhöht.

Die SV17-Vorlage orientiert sich zwar in wesentlichen
Punkten am USR III-Entwurf, sieht aber bedauernswer-
terweise die Einführung einer zinsbereinigten Gewinn-
steuer auf Bundes- und freiwillig auf Kantonsebene nicht
mehr vor. Insbesondere die Regelung war in der Abstim-
mung zur Unternehmenssteuerreform III umstritten und
es bleibt abzuwarten, ob es noch zu einer Aufnahme ins
SV17-Paket kommen wird.

Ausblick

Nun wird das Eidgenössische Finanzdepartement auf
dieser Basis bis September 2017 eine Vernehmlassungsvor-
lage erarbeiten. Die Vernehmlassung selbst soll bis Mitte
Dezember 2017 abgeschlossen und im Frühjahr 2018 die
Botschaft zuhanden des Parlaments verabschiedet werden.
Wird dieser Zeitplan eingehalten, könnte die Reform
voraussichtlich per 1.1.2020 in Kraft treten. Ziel der SV17
ist klarerweise die Ausarbeitung einer mehrheitsfähigen
Lösung, gegen welche kein Referendum ergriffen wird,
um allfällige Verzögerungen zu vermeiden. Parallel zu den
Entwicklungen auf Bundesebene werden auch die Kanto-
ne ihre kantonalen Umsetzungsprojekte vorantreiben.

Susanne Schreiber, dipl. Steuerexpertin, Steuerberaterin (D),
RA (D) und Cyrill Diefenbacher, dipl. Steuerexperte,

Bär & Karrer AG, Zürich


